
2.4 Brandenburg 

Verfassung des Landes Brandenburg 
Vom 20.08.1992 (GVBl. Bbg. I S. 298), zuletzt geändert durch Gesetz vom 1912.2012 

(GVBl. Bbg. I  Nr. 30 S. 1) 

1. Hauptteil   Grundlagen 

Artikel 2   [Grundsätze der Verfassung] 

(1) Brandenburg ist ein freiheitliches, rechtsstaatliches, soziales, dem Frieden und der Gerechtigkeit, 
dem Schutz der natürlichen Umwelt und der Kultur verpflichtetes demokratisches Land, welches die 
Zusammenarbeit mit anderen Völkern, insbesondere mit dem polnischen Nachbarn, anstrebt. 

(...) 

2. Hauptteil   Grundrechte und Staatsziele 

2. Abschnitt   Freiheit, Gleichheit und Würde 

Artikel 12   [Gleichheit] 

(…) 
(2) Niemand darf wegen seiner Rasse, Abstammung, Nationalität, Sprache, seines Geschlechts, seiner 
sexuellen Identität, seiner sozialen Herkunft oder Stellung, seiner Behinderung, seiner religiösen, 
weltanschaulichen oder politischen Überzeugung bevorzugt oder benachteiligt werden. 

Artikel 13   [Gewissens-, Glaubens- und Bekenntnisfreiheit]  

(1) Die Freiheit des Gewissens, des Glaubens und die Freiheit des religiösen und weltanschaulichen 
Bekenntnisses sind unverletzlich; ihre ungestörte Ausübung wird gewährleistet.  

(2) Niemand ist verpflichtet, seine religiöse oder weltanschauliche Überzeugung zu offenbaren. Die 
Behörden haben nur so weit das Recht, nach der Zugehörigkeit zu einer Religionsgemeinschaft zu 
fragen, wie davon Rechte und Pflichten abhängen.  

(3) Niemand darf zur Teilnahme an einer religiösen oder weltanschaulichen Handlung oder zur Benut-
zung einer religiösen Eidesform gezwungen werden.  

(4) Kann ein Bürger staatsbürgerliche Pflichten nicht erfüllen, weil sie seinem Gewissen widerspre-
chen, soll das Land ihm im Rahmen des Möglichen andere, gleichbelastende Pflichten eröffnen. Dies 
gilt nicht für Abgaben.  

Artikel 14   [Sonn- und Feiertage]  

(1) Das Land schützt die Sonntage und staatlich anerkannten Feiertage als Tage der Arbeitsruhe.  

(2) Die mit Sonn- und Feiertagen verbundenen Traditionen sind zu achten.  

(3) Das Nähere regelt ein Gesetz. 

3. Abschnitt   Politische Gestaltungsrechte 



Artikel 21   [Recht auf politische Mitgestaltung] 

(…) 
(2) Jeder hat nach Maßgabe der Eignung, Befähigung und fachlichen Leistung das gleiche Recht auf 
Zugang zu öffentlichen Ämtern, soweit nicht für die Wahrnehmung hoheitlicher Befugnisse etwas 
anderes gesetzlich bestimmt ist. Eine Entlassung oder Disziplinierung wegen einer Betätigung in Bür-
gerinitiativen, Verbänden, Religionsgemeinschaften oder Parteien ist unzulässig. 

6. Abschnitt   Bildung, Wissenschaft, Kunst und Sport 

Artikel 28   [Grundsätze der Erziehung und Bildung] 

Erziehung und Bildung haben die Aufgabe, die Entwicklung der Persönlichkeit, selbständiges Denken 
und Handeln, Achtung vor der Würde, dem Glauben und den Überzeugungen anderer, Anerkennung 
der Demokratie und Freiheit, den Willen zu sozialer Gerechtigkeit, die Friedfertigkeit und Solidarität 
im Zusammenleben der Kulturen und Völker und die Verantwortung für Natur und Umwelt zu för-
dern. 

Artikel 30   [Schulwesen] 

(…) 
(6) Das Recht zur Errichtung von Schulen in freier Trägerschaft wird nach Maßgabe von Artikel 7 
Absatz 4 des Grundgesetzes gewährleistet. Die Träger haben Anspruch auf einen öffentlichen Finan-
zierungszuschuß. 

Artikel 32   [Hochschulen] 

(…) 
(2) Das Recht der Errichtung von Hochschulen in freier Trägerschaft wird gewährleistet. 

(…) 
(4) Zur Ausbildung ihrer Geistlichen haben die Kirchen das Recht, eigene Anstalten mit Hochschul-
charakter zu errichten und zu unterhalten. Entsprechendes gilt für Religionsgemeinschaften. Die Be-
setzung der Lehrstühle an den staatlichen theologischen Fakultäten erfolgt im Benehmen mit den Kir-
chen. 

7. Abschnitt   Kirchen und Religionsgemeinschaften 

Artikel 36   [Rechtsstellung]  

(1) Es besteht keine Staatskirche.  

(2) Kirchen und Religionsgemeinschaften ordnen und verwalten ihre Angelegenheiten selbständig 
innerhalb der Schranken des für alle geltenden Gesetzes. Sie verleihen ihre Ämter ohne Mitwirkung 
des Staates oder der bürgerlichen Gemeinde.  

(3) Das Land anerkennt den Öffentlichkeitsauftrag der Kirchen und Religionsgemeinschaften. Sie sind 
Körperschaften des öffentlichen Rechts, soweit sie es bisher waren. Andere Religionsgemeinschaften 
erlangen auf Antrag die gleichen Rechte, wenn ihre Satzung und die Zahl ihrer Mitglieder die Gewähr 
der Dauer bieten und sie den in Artikel 2 Absatz 1 genannten Grundsätzen und den Grundrechten die-
ser Verfassung nicht widersprechen.  



(4) Kirchen und Religionsgemeinschaften dürfen, soweit sie Körperschaften des öffentlichen Rechts 
sind, von ihren Mitgliedern Steuern aufgrund der staatlichen Steuerlisten erheben.  

(5) Vereinigungen zur gemeinschaftlichen Pflege einer Weltanschauung werden den Religionsgemein-
schaften gleichgestellt.  

Artikel 37   [Eigentum und Staatsleistungen]  

(1) Das Eigentum und andere Rechte der Kirchen, Religionsgemeinschaften und ihrer Einrichtungen 
an ihrem für Kultus-, Bildungs- und Wohltätigkeitszwecke bestimmten Vermögen werden gewährleis-
tet.  

(2) Die den Kirchen und Religionsgemeinschaften gemäß Gesetz, Vertrag oder sonstigen Rechtstiteln 
zustehenden Leistungen des Landes und der Träger der kommunalen Selbstverwaltung können nur 
durch Vereinbarung abgelöst werden. Soweit solche Vereinbarungen das Land betreffen, bedürfen sie 
der Bestätigung durch Landesgesetz.  

Artikel 38   [Seelsorge]  

In Heimen, Krankenhäusern, Strafanstalten und ähnlichen öffentlichen Einrichtungen sowie bei der 
Polizei sind Gottesdienste, Seelsorge und andere religiöse Handlungen den Kirchen und Religionsge-
meinschaften nach Maßgabe der bestehenden Bedürfnisse zu ermöglichen. Artikel 13 Absatz 3 findet 
Anwendung. 

 

3. Hauptteil   Die Staatsorganisation 

3. Abschnitt   Die Landesregierung 

Artikel 88   [Eid]  

Der Ministerpräsident und die Minister der Landesregierung leisten vor Übernahme der Geschäfte vor 
dem Landtag folgenden Eid:  

»Ich schwöre, daß ich meine ganze Kraft dem Wohle der Menschen des Landes Brandenburg widmen, 
ihren Nutzen mehren, Schaden von ihnen wenden, das mir übertragene Amt nach bestem Wissen und 
Können unparteiisch verwalten, Verfassung und Gesetz wahren und verteidigen, meine Pflichten ge-
wissenhaft erfüllen und Gerechtigkeit gegen jedermann üben  
werde.«  

Der Eid kann auch mit einer religiösen Beteuerung geleistet werden. 

 


